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- im Folgenden .Auftraggeber" genannt -

und Dataport 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

Altenholzer Straße 10 - 14 
24161 Altenholz 

- im Folgenden .Auftragnehmer" genannt -

wird folgender Vertrag geschlossen: 

1 Vertragsgegenstand und Vergütung 

1.1 Projekt-Nertragsbezeichnung 

Unterstützungsleistung für die Durchführung von IT-forensischen Aufgaben 

1.2 Für alle in diesem Vertrag genannten Beträge gilt einheitlich der Euro als Währung. 

1.3 Die Leistungen des Auftragnehmers werden 

181 nach Aufwand gemäß Nummer 5.1 

0 zum Festpreis gemäß Nummer 5.2 

zuzüglich Reise- und Nebenkosten - soweit in Nummer 5.3 vereinbart-vergütet. 

2 Vertragsbestandteile 

2.1 Es gelten nacheinander als Vertragsbestandteile: 

- dieser Vertrag (Seiten 1 bis 5) mit Anlage(n) Nr. 1, 2, 3, 4, 5 

- Allgemeine Vertragsbedingungen von Dataport in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung (s. 11 .1) 

- Dataport Datenschutz-Leitlinie über technische und organisatorische Maßnahmen bei der Datenverarbei-
tung im Auftrag (s. 11 .1) 

- Ergänzende Vertragsbedingungen für die Erbringung von IT-Dienstleistungen (EVB-IT Dienstleistung) in 
der bei Vertragsschluss geltenden Fassung 

- Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleistungen - Teil B (VOL/B) in der 
bei Vertragsschluss geltenden Fassung 

2.2 Weitere Geschäftsbedingungen sind ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart ist. 

Die mit • gekennzeichneten Begriffe sind am Ende der EVB-IT Dienstleistung definiert. 
Fassung vom 01 . April 2002, gültig ab 01 Mai 2002 EVB·il 
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3 Art und Umfang der Dienstleistungen 

3.1 Art der Dienstleistungen 

Der Auftragnehmer erbringt für den Auftraggeber folgende Dienstleistungen: 

3.1.1 D Beratung 

3.1.2 0 Projektleitungsunterstützung 

3.1.3 D Schulung 

3.1.4 D Einführungsunterstützung 

3.1.5 D Betreiberleistungen 

3.1.6 D Benutzerunterstützungsleistungen 

3.1. 7 D Providerleistungen ohne Inhaltsverantwortlichkeit 

3.1.8 ~ sonstige Dienstleistungen: gemäß Anlage 2 

3.2 Umfang der Dienstleistungen des Auftragnehmers 

-
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3.2.1 Der Umfang der vom Auftragnehmer zu erbringenden Dienstleistungen ergibt sich aus 

D folgenden Teilen des Angebotes des Auftragnehmers vom 

~ der Leistungsbeschreibung des Auftragnehmers 

Leistungsbeschreibung Dataport luK-Forensik 

Prozessbeschreibung 

Dokument über die Verpflichtung zur Geheimhaltung 

Übersicht Consultingstunden außerhalb der Servicezeiten 

~ folgenden weiteren Dokumenten: 

Anlage Ansprechpartner 

Anhang A Prozess zur Annahme von Asservaten 

Anhang B Prozess zur Ausgabe von Asservaten 

Es gelten die Dokumente in 

D obiger Reihenfolge 

~ folgender Reihenfolge: 1, 2, 3, Anhang A, Anhang B, 4, 5 

Anlage(n) Nr. 

Anlage(n) Nr. 2 

3 
4 

5 

Anlage(n) Nr. 

3, Anhang A 

3, Anhang B 

3.2.2 ~ Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber auf relevante Veränderungen des Standes der Technik hin-
weisen, wenn diese für den Auftragnehmer erkennbar maßgeblichen Einfluss auf die Art der Erbrin­
gung der vertraglichen Leistungen haben. 

3.2.3 Besondere Leistungsanforderungen (z. B. Service-Level-Agreements über Reaktionszeiten): 

3.3 Vergütungsbestimmende Faktoren aus dem Bereich des Auftraggebers 

Vergütungsbestimmende Faktoren aus dem Bereich des Auftraggebers sind 

a) die Mitwirkungsleistungen des Auftraggebers gemäß Nummer 8 

b) folgende weitere Faktoren: 

Die mit • gekennzeichneten Begriffe sind am Ende der EVB-IT Dienstleistung definiert. 
Fassung vom 01. April 2002. gültig ab 01 . Mai 2002 E.VB·il 
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4 Ort der Dienstleistungen I Leistungszeitraum 

4.1 Ort der Dienstleistungen in den Räumlichkeiten des Auftragnehmers 

4.2 Zeiträume der Dienstleistungen 

Leistungen (gemäß Nummer 3. 1) Geplanter Leistungszeitraum Verbindlicher Leistungszeitraum 

Beginn Ende Beginn Ende 

' .... ' : Gern. Nr. 3.1.8 15.04.2016 : 14.04.2017 

4.3 Zeiten der Dienstleistungen 

Oie Leistungen des Auftragnehmers werden gemäß Anlage 4 erbracht. 

4.3.1 während der üblichen Geschäftszeiten des Auftragnehmers an Werktagen (außer an Samstagen und Feiertagen) 

4.3.2 

5 

5.1 

bis von bis 
bis von bis 

während sonstiger Zeiten gemäß Anlage 4 

bis von bis 

bis von bis 
an Sonn- und Feiertagen am Sitz des Auftragnehmers von bis 

Vergütung gern. Leistungsnachweis Dienstleistung 

~ Vergütung nach Aufwand 

D ohne Obergrenze 

~ mit einer Obergrenze in Höhe von 'ährlich 115.000-··· 

Bezeichnung des Personals/der Leistung 
(Leistungskategorie) 

Pos. SAP-Artikel- : 
Nr. Nr. 

2000139 

2 2000139 

Reisezeiten 

Artikelbezeichnung/-code 

~ Sicherung und Extraktion-Leistungen, 
. gemäß Anlage 2 

D Reisezeiten werden nicht gesondert vergütet 

~ Reisezeiten werden vergütet gemäß Anfahrtspauschale SAP-Nr. 21010791. 

Uhr 

Uhr 

Uhr 

Uhr 

Uhr 

Preis innerhalb 

der Zeiten 

gemäß 4:3. 

Die Anfahrtspauschale beträgt derzeit - € pro 
Person/Kundenbesuch. 

Rechnungsstellung 
Die Rechnungsstellung erfolgt kalendermonatlich nachträglich 

Vergütungsvorbehalt 

Es wird ein Vergütungsvorbehalt vereinbart 

~ gemäß Ziffer 6.4 EVB-IT Di.enstleistung 

Die mit • J;len~~~~ M!@ffl.fllr.Diellstleistung definiert. 
Fassung vom 01 . April 2002, gültig ab 01 . Mai 2002 E.VB·il 
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5.2 0 Festpreis 

Für die vom Auftragnehmer zu erbringenden Dienstleistungen zahlt der Auftraggeber einen einmaligen 
Festpreis in Höhe von insgesamt 

Der Auftragnehmer behält sich eine Preisänderung gemäß seinem jeweils gültigen Leistungsverzeichnis 
vor. Sofern die vorgenannten Preise nicht im Leistungsverzeichnis abgebildet sind, gilt Ziffer 6.4 EVB-IT 
Dienstleistung. 

6 Rechte an den verkörperten Dienstleistungsergebnissen 
(ergänzend zu I abweichend von Ziffer 4 EVB-IT Dienstleistung) 

6.1 

6.2 

6.3 

6.4 

0 

0 

0 

0 

Ergänzend zu Ziffer 4 EVB-IT Dienstleistung ist der Auftraggeber berechtigt, folgenden Dienststellen 
und Einrichtungen, die seinem Bereich zuzuordnen sind, einfache, nicht übertragbare Nutzungsrech­
te* an den Dienstleistungsergebnissen einzuräumen: 

Ergänzend zu Ziffer 4 EVB-IT Dienstleistung ist der Auftraggeber berechtigt, folgenden Dienststellen 
und Einrichtungen außerhalb seines Bereiches einfache, nicht übertragbare Nutzungsrechte* an den 
Dienstleistungsergebnissen einzuräumen: 

Abweichend von Ziffer 4 EVB-IT Dienstleistung räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber das aus­
schließliche, dauerhafte, unbeschränkte, unwiderrufliche und übertragbare Nutzungsrecht an den 
Dienstleistungsergebnissen, Zwischenergebnissen und vereinbarungsgemäß bei der Vertragserfül­
lung erstellten Schulungsuntertagen ein. Dies gilt auch für die Hilfsmittel, die der Auftragnehmer bei 
der Erbringung der Dienstleistung entwickelt hat. Der Auftragnehmer bleibt zur beliebigen Verwen­
dung der Hilfsmittel und Werkzeuge, die er bei der Erbringung der Dienstleistung verwendet hat, be­
rechtigt. 

Sonstige Nutzungsrechtsvereinbarungen 

7 Verantwortlicher Ansprechpartner siehe Anlage 1 

des Auftraggebers: 

des Auftragnehmers: 

8 Mitwirkungsleistungen des Auftraggebers 

[81 Folgende Mitwirkungsleistungen (z. B. Infrastruktur, Organisation, Personal, Technik, Dokumente) 
werden vereinbart: 

8.1 Der Auftraggeber benennt mindestens zwei Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die dem Auftragnehmer 
als Ansprechpartnerinnen/Ansprechpartner zur Verfügung stehen. 

8.2 Änderungen der Anlage 1 Ansprechpartner sind unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Hierfür wird ei-
ne neue Anlage 1 vom Auftraggeber ausgefüllt. Die Anlage wird auf Anforderun durch den Kun­
denbetreuer zur Verfügung gestellt. Die neue Anlage ist an 

zu senden. 

8.3 Der Auftraggeber verpflichtet sich um Einhaltung der in Anlage 4 aufgeführten Niederschrift. 

9 Schlichtungsverfahren 

0 Die Anrufung folgender Schlichtungsstelle wird vereinbart: 

Die mit• gekennzeichneten Begriffe sind am Ende der EVB-IT Dienstleistung definiert. 
Fassung vom 01. April 2002, gültig ab 01 . Mai 2002 ~VB·il 
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0 Der Auftragnehmer weist nach, dass die Haftungshöchstsummen gemäß Ziffer 9.2.1 EVB-IT Dienst­
leistung durch eine Versicherung abgedeckt sind, die im Rahmen und Umfang einer marktüblichen 
deutschen lndustriehaftpflichtversicherung oder vergleichbaren Versicherung aus einem Mitgliedsstaat 
der EU entspricht. 

11 Sonstige Vereinbarungen 

11 .1. Die Allgemeinen Vertragsbedingungen und die Dataport Datenschutz-Leitlinie sind im Internet unter 
www.dataoort.de veröffentlicht. 

11 .2. Die aus diesem Vertrag seitens des Auftragnehmers zu erbringenden Leistungen unterliegen in Ansehung ih­
rer Art, des Zwecks und der Person des Auftraggebers zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht der Um­
satzsteuer. Sollte sich durch Änderungen tatsächlicher oder rechtlicher Art oder durch Festsetzung durch ei­
ne Steuerbehörde eine Umsatzsteuerpflicht ergeben und der Auftragnehmer insoweit durch eine Steuerbe­
hörde in Anspruch genommen werden, hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer die gezahlte Umsatzsteuer 
in voller Höhe zu erstatten, ggf. auch rückwirkend. 

11 .3. Die Vertragspartner vereinbaren über die Vertragsinhalte Verschwiegenheit, soweit gesetzliche Bestimmun­
gen dem nicht entgegenstehen. 

11.4. Bremer Informationsfreiheitsgesetz 

11.4.1. Dieser Vertrag unterliegt dem Bremischen Informationsfreiheitsgesetz (BremlFG). Er wird gemäß§ 11 im 
zentralen elektronischen Informationsregister der Freien Hansestadt Bremen veröffentlicht. Unabhängig 
von einer Veröffentlichung kann er Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem BremlFG sein. 

11 .4.2. 0 Optionale Erklärung der Nichtveröffentlichung 
Der Auftraggeber erklärt mit Auswahl dieser Option, dass der Auftraggeber diesen Vertrag nicht im 
Informationsregister veröffentlichen wird. Sollte während der Vertragslaufzeit eine Absicht zur Veröf­
fentlichung entstehen, wird der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich informieren. 

11 .5. Die Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten gemäß der Vertragsleistung in Anlage 2 finden analog zu 
§ 13 der Sachverständigenverordnung der Handelskammer Bremen Anwendung und sind 10 Jahre nach Er­
ledigung des Einzelauftrags zu vernichten. 

11 .6. Ungeachtet dessen kann der Auftraggeber diesen Vertrag außerordentlich unter Wahrung einer Frist von 30 
Tagen zum Monatsende kündigen, wenn die erforderlichen Haushaltsmittel nicht zur Verfügung stehen. Der 
Auftraggeber hat diese Haushaltsmittel beantragt und wird sich für ihre Bewilligung einsetzen. Macht der Auf­
traggeber von diesem Kündigungsrecht Gebrauch, so hat der Auftragnehmer Anspruch auf Ersatz der aus 
der vorzeitigen Vertragsbeendigung resultierenden Kosten bzw. Schäden. 

Bremen ~j _f}3A6 Bremen 
Ort Datum 

Die mit• gekennzeichneten Begriffe sind am Ende der EVB-IT Dienstleistung definiert. 
Fassung vom 01. April 2002, gültig ab 01. Mai 2002 E.VB·il 
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Ansprechpartner 
zum Vertrag über die Beschaffung von IT-Dienstleistungen 

Unterstützungsleistung für die Durchführung von IT-forensischen Aufgaben 

Vertragsnummer/Kennung Auftraggeber: 
Auftraggeber: Der Senator für Inneres und Sport 

Contrescarpe 22/24 
28203 Bremen 

Der Auftraggeber ist immer auch der Mahnungsempfänger/Regulierer, dessen Konto mit der 
Rechnungsstellung belastet wird. 

Rechnungsempfänger: 

Ansprechpartner gern. Nr. 7: 

Fachliche Ansprechpartner gern. Nr. 8.1: 

Technische Ansprechpartner 

Bremen 
Ort 

Polizei Bremen 
In der Vahr 76 
28329 Bremen 

--

Seite 1 von 1 



Leistungsbeschreibung 
IuK-Forensik 

Anlage 2 zum V9839/3016220



Leistungsbeschreibung ̶  IuK-Forensik 

Seite 2 von 7

Dokumentinformationen 
Copyright © Dataport, Anstalt des öffentlichen Rechts, (2015) 

Das vorliegende Dokument ist urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte vorbehal-
ten. Weitergabe sowie Vervielfältigung oder Übersetzung dieses Dokuments, 
sowie Verwertung oder Mitteilung seines Inhaltes ist nicht gestattet, soweit nicht 
ausdrücklich zugestanden. 

Die in diesem Dokument verwendeten Software- und Hardwarebezeichnungen 
sind in den meisten Fällen auch eingetragene Warenzeichen und unterliegen als 
solche den gesetzlichen Bestimmungen. 

Hinweise 
Im folgenden Text wird durchgehend die maskuline Form verwendet. Damit ist 
keine Diskriminierung beabsichtigt, es geht lediglich um die Vereinfachung der 
Darstellung und die bessere Lesbarkeit. 
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1 Einleitung 
Der Auftragnehmer bietet den forensischen Abteilungen bei der Polizei oder bei 
der Steuerfahndung im Rahmen der IT-Dienstleistung „IuK1-Forensik“, technische 
und personelle Unterstützung bei der Sicherung, Wiederherstellung und Analyse 
von Daten und IT-Systemen. Diese Dienstleistungen erfolgen nach Maßgabe 
einer Verwertbarkeit der Beweismittel vor Gericht.  

1.1 Aufbau des Dokumentes 
Der Auftragnehmer erbringt, in dem hier beschriebenen Leistungsumfang, Unter-
stützungsleistungen mit personeller Fachkraft sowie forensischer und technischer 
Analyse im Labor. Die Leistungen sind individuell abrufbar und ermöglichen eine 
bedarfsgerechte Nutzung einzelner oder mehrerer Bausteine rund um das The-
ma forensisches System- und Datenmanagement. Mit diesem Service-Level-
Agreement (SLA) werden der Leistungsgegenstand sowie die Leistungsausprä-
gung geregelt. 

1 Informations- und Kommunikationstechnik 
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2 Rahmenbedingungen 

2.1 Allgemeines 
Es gelten die Allgemeinen Vertragsbedingungen des Auftragnehmers in der je-
weils geltenden Fassung und die ergänzenden Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von IT-Dienstleistungen (EVB-IT Dienstleistung) in der bei Vertrags-
schluss geltenden Fassung. 

Unsere allgemeinen Vertragsbedingungen sind im Internet unter 
www.dataport.de veröffentlicht. 

2.2 Datenschutz 
Es gelten die Bestimmungen der Dataport-Datenschutz-Leitlinie über die techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen bei der Datenverarbeitung im Auftrag.  

Die Bestimmungen finden Sie im Internet unter www.dataport.de. 

2.3 Sicherheitsmaßnahmen 
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2.3.3 Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

Der Auftragnehmer stellt sicher, dass die mit der Leistungserbringung betrauten 
Mitarbeiter über die, unter Anlage 2 aufgeführten, Gesetzgebungen zur Ver-
schwiegenheit belehrt und verpflichtet sind.  

2.3.4 Sicherheitsüberprüfung von Mitarbeitern 

Die mit der Leistungserbringung betrauten Mitarbeiter des Auftragnehmers sind 
nach §34 des Hamburgischen Sicherheitsüberprüfungsgesetztes (Hmb SÜG) 
überprüft. Diese Sicherheitsüberprüfung ist unter §15 Abs. 4 des Dataport 
Staatsvertrages festgeschrieben. 

2.5 Review-Termin 
Für das dritte Quartal des Jahres 2016 wird ein gemeinsamer Termin zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer für ein Review des Vertrages und der bisheri-
gen Zusammenarbeit angesetzt. 







Dataport Altenholz , den 

Niederschrift über 

die Verpflichtung  nach § 1 des Gesetzes über die förmliche Verpflichtung nichtbeamteter 
Personen 

den Hinweis  auf die Verschwiegenheitspflicht (§ 3 Abs. 2 TV-Dataport) 

die Hinweise auf die Vorschriften des § 30 Abgabenordnung und zum Sozialgeheimnis nach 
§ 35 SGB I und §§ 67-78 SGB X

die Belehrung  über das Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken 

die Hinweise auf Vorschriften des Landesdatenschutzgesetzes 

die Belehrung  über die Beachtung von Regeln zur IT-Sicherheit und der Passwort-Richtlinie 

die Hinweise auf die Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes 

die Hinweise  auf die allgemeinen arbeitsrechtlichen Pflichten (§ 3 Abs. 1 TV Dataport) 

 

      
 

 

• Verwahrungsbruch (§ 133 Abs. 3)
• Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes (§ 201 Abs. 3)
• Ausspähen von Daten (§ 202 a)
• Abfangen von Daten (§ 202b)
• Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten (§ 202c)
• Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs. 2-4)
• Verwertung fremder Geheimnisse (§ 204)
• Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 299)
• Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 300)
• Datenveränderung (§ 303 a)
• Computersabotage (§ 303 b)
• Vorteilsannahme, Bestechlichkeit (§ 331 und 332)
• Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht (§ 353 b)
• Verletzung des Steuergeheimnisses (§ 355)
• Nebenfolgen (§ 358)

Die Mitarbeiterin / Der Mitarbeiter wurde darauf hingewiesen, dass die vorgenannten Strafvorschriften 
aufgrund der Verpflichtung für sie / ihn anzuwenden sind. 
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           Anlage 1 
 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch 
 
 
§ 133 Verwahrungsbruch  

 (1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden 
oder ihm oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, 
unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung 
einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser 
dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 § 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes  

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 
 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger 

aufnimmt oder 
 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich 

macht. 

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen mit 

einem Abhörgerät abhört oder 
 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich 

gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach 
öffentlich mitteilt. 

2Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte 
Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. 3Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche 
Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 
und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) 1Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können 
eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwenden. 

 

§ 202a Ausspähen von Daten 

(1) Wer unbefugt Daten, die nicht für ihn bestimmt und die gegen unberechtigten Zugang besonders 
gesichert sind, sich oder einem anderen verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch oder sonst nicht 
unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt werden. 
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§ 202b Abfangen von Daten 

Wer unbefugt sich oder einem anderen unter Anwendung von technischen Mitteln nicht für ihn 
bestimmte Daten (§ 202a Abs. 2) aus einer nichtöffentlichen Datenübermittlung oder aus der 
elektromagnetischen Abstrahlung einer Datenverarbeitungsanlage verschafft, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist. 
 

§ 202c Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten 

(1) Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b vorbereitet, indem er 
1. Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die den Zugang zu Daten (§ 202a Abs. 2) 

ermöglichen, oder 

 
2. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist, 

herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, einem anderen überlässt, verbreitet oder sonst 
zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die 

Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ 
oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer 
Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist, 

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 

6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder 
einer privatärztlichen Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das 
ihm als 
1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

4. [1]Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen 
Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 
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Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 
 
(2a)[4] Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt 
ein fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 
Genannten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und 
von dem er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt 
hat. 
 
(3) 1Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer 
Rechtsanwaltskammer gleich. 2Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig 
tätigen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. 
3Den in Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des 
Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus 
dessen Nachlaß erlangt hat. 
 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod 
des Betroffenen unbefugt offenbart. 
 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
 

§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu 
dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 
(1) Wer als Angestellter oder Beauftragter eines geschäftlichen Betriebes im geschäftlichen Verkehr 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, daß er einen anderen bei dem Bezug von Waren oder gewerblichen Leistungen im 
Wettbewerb in unlauterer Weise bevorzuge,wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs einem 
Angestellten oder Beauftragten eines geschäftlichen Betriebes einen Vorteil für diesen oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er ihn oder einen anderen bei 
dem Bezug von Waren oder gewerblichen Leistungen in unlauterer Weise bevorzuge. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Handlungen im ausländischen Wettbewerb. 
 
§ 300 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 
In besonders schweren Fällen wird eine Tat nach § 299 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
 
1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht oder 
 
2. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 
Begehung solcher Taten verbunden hat. 
 
 
§ 303a Datenveränderung 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 303b Computersabotage 
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, ein fremdes Unternehmen oder eine 
Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, dadurch stört, daß er 
1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht oder 

2. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht, 
beseitigt oder verändert, 

 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 331 Vorteilsannahme 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die 
Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) 1Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen 
hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
2Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteil 
sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse 
entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet 
und sie die Annahme genehmigt. 
 
§ 332 Bestechlichkeit 
(1) 1Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten 
verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
3Der Versuch ist strafbar. 
 
(2) 1Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen 
hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 
 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich versprechen 
läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen 
gegenüber bereit gezeigt hat, 
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch den 
Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 
§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 
(1) 1Wer ein Geheimnis, das ihm als 
1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
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bestraft. 2Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, 
zu deren Geheimhaltung er 
 
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder 

eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der 
Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige öffentliche 
Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 
1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei 
einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 
 

2. von der obersten Bundesbehörde 
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst 

bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für 
eine solche Stelle bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes 
verpflichtet worden ist; 

 

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 

 

§ 355 Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt 
1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 

a) in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 

b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit, 

c) aus anderem Anlaß durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich 
vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die bei der 
Besteuerung getroffenen Feststellungen 

bekanntgeworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in Nummer 
1 genannten Verfahren bekanntgeworden ist, 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 
1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige und 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

 
(3) 1Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. 2Bei Taten 
amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen ist, 
neben dem Verletzten antragsberechtigt. 

 



Seite 6 von 28 

§ 358 Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 332, 
335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das 
Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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           Anlage 2 
 

Verschwiegenheitspflicht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des öffentlichen Dienstes 

 
Runderlass des Finanzministeriums des Landes Schleswig-Holstein vom 14. Januar 2010 - VI 412 - 
0312.1/1 – (Amtsblatt Schl.-H. 2010 S. 195) 

I. Rechtslage bei Beamtinnen und Beamten 
 

1. Inhalt der Verschwiegenheitspflicht 
Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) haben Beamtinnen und Beamte 
über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren; diese Verpflichtung gilt nach § 37 Abs. 1 Satz 2 
BeamtstG auch über den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses. 
Die Amtsverschwiegenheit gehört zu den Hauptpflichten der Beamtinnen und Beamten und dient in 
erster Linie dem öffentlichen Interesse, insbesondere dem Schutz der dienstlichen Belange der 
Behörde. Zugleich schützen die Regelungen über die Amtsverschwiegenheit die einzelnen 
Bürgerinnen und Bürger, deren Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung außerdem durch 
die allgemeinen Datenschutzgesetze (Landesdatenschutzgesetz und Bundesdatenschutzgesetz) und 
durch bereichsspezifische Datenschutzregelungen, z.B. nach dem SGB X sowie nach § 30 der 
Abgabenordnung, gewährleistet wird. Bestimmungen über Verschwiegenheits- oder 
Geheimhaltungspflichten nach sonstigen Vorschriften bleiben unberührt. 
Die Amtsverschwiegenheit besteht sowohl gegenüber Außenstehenden als auch gegenüber 
Verwaltungsangehörigen und umfasst alle Angelegenheiten, von denen die Beamtin oder der Beamte 
im Dienst oder aus Anlass des Dienstes erfährt. Es ist ohne Bedeutung, auf welche Weise sie oder er 
ihre oder seine Kenntnis erlangt, entscheidend ist, dass ein innerer Zusammenhang zwischen der 
Kenntnis der Angelegenheit und der dienstlichen Tätigkeit besteht. 

2. Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht 
Von der Verschwiegenheitspflicht unberührt bleiben nach § 37 Abs. 2 Satz 2 BeamtStG die gesetzlich 
begründeten Pflichten, Straftaten anzuzeigen (§ 138 StGB) und für die Erhaltung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung einzutreten (§ 34 Abs. 1 Satz 3 BeamtStG). Darüber hinaus gilt die 
Verschwiegenheitspflicht nicht in folgenden, ausdrücklich geregelten Fällen: 
(1) Gebotene Mitteilungen im dienstlichen Verkehr, d.h. der inner- oder zwischenbehördliche 
Informations- und Meinungsaustausch (§ 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BeamtStG). 
(2) Mitteilung von Tatsachen, die 
a) offenkundig sind; das sind Angelegenheiten, von denen verständige und erfahrene Menschen 
regelmäßig ohne weiteres Kenntnis haben oder von denen sie sich durch Benutzen allgemein 
zugänglicher zuverlässiger Quellen unschwer überzeugen können, oder 
b) ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen; dabei bedarf eine Angelegenheit dann ihrer 
Bedeutung nach nicht der Geheimhaltung, wenn durch ihre Bekanntgabe weder dienstliche Belange 
noch die Belange Dritter beeinträchtigt werden. Eine Angelegenheit ist dann nicht mehr 
bedeutungslos, wenn ihre Offenbarung gegenüber Dritten auf ein laufendes oder ein künftiges 
Verfahren Einfluss haben kann. Über die Bedeutungslosigkeit hat jede Beamtin und jeder Beamte in 
eigener Verantwortung zu entscheiden; in Zweifelsfällen entscheidet die oder der Dienstvorgesetzte 
(§ 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BeamtStG). 
(3) Mitteilung eines durch Tatsachen begründeten Verdachts einer Korruptionsstraftat nach den §§ 
331 bis 337 StGB gegenüber der zuständigen obersten Dienstbehörde, einer 
Strafverfolgungsbehörde oder der Kontaktstelle zur Bekämpfung der Korruption in Schleswig-Holstein 
(§ 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BeamtStG, letztgenannte Alternative in Verbindung mit § 46 Abs. 1 LBG). 

3. Informationsrechte Dritter 
Das Informationsrecht der Presse und die Informationspflicht der Behörden nach § 4 des 
Landespressegesetzes vom 31. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 105) bleiben unberührt. Wer 
berechtigt ist, Auskünfte an die Presse zu erteilen, ergibt sich aus der Geschäftsverteilung bzw. der 
Bestimmung im Einzelfall. 
Außerdem stehen dem durch die Vorschriften zur Amtsverschwiegenheit gewährleisteten Prinzip des 
Amtsgeheimnisses weitere Ansprüche auf Informationszugang nach speziellen Regelungen 
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gegenüber, auch unabhängig von einer Verfahrensbeteiligung der oder des Auskunftssuchenden. 
Das Informationsfreiheitsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (IFG-SH) vom 9. Februar 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 166), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. März 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 
154), das Umweltinformationsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (UIG- SH) vom 2. März 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 132) und das Verbraucherinformationsgesetz (VIG) vom 5. November 2007 
(BGBl. I S. 2558) regeln Informationsansprüche der Bürgerinnen und Bürger. Der 
Informationsanspruch besteht gegenüber der jeweiligen Behörde. Das sich aus diesen 
spezialgesetzlichen Normen ergebende Informationsrecht bildet demnach eine Ausnahme gegenüber 
der die einzelne Beamtin und den einzelnen Beamten treffenden allgemeinen 
Verschwiegenheitspflicht nach § 37 BeamtStG. Die gesetzlichen Informationsbestimmungen 
enthalten ihrerseits Regelungen über die Beschränkung des Informationsanspruchs (z.B. §§ 9 bis 12 
IFG-SH, §§ 7,8 UIG, § 2 VIG). Soweit der Behörde ein Ermessen bei der Entscheidung über das 
Informationsbegehren eingeräumt ist, muss sie ihre Entscheidung nach dem Grundsatz der 
Güterabwägung zwischen dem Interesse an der Geheimhaltung und dem Interesse an einer 
Offenlegung treffen. 

4. Aussagegenehmigung 
Über Angelegenheiten, auf die sich die Verschwiegenheitspflicht erstreckt, dürfen Beamtinnen und 
Beamte gerichtlich und außergerichtlich nur mit Genehmigung des Dienstherrn aussagen (§ 37 Abs. 3 
BeamtStG). Dabei ist unerheblich, in welcher Funktion oder vor welcher Stelle die Beamtin oder der 
Beamte sich äußern soll; die Genehmigung erteilt nach § 46 Abs. 2 LBG die oder der 
Dienstvorgesetzte oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, die oder der letzte 
Dienstvorgesetzte. In Bezug auf gerichtliche Aussagen wird außerdem auf § 376 ZPO und § 54 StPO 
hingewiesen. 
Für Äußerungen als Zeugin oder Zeuge, Partei, Beschuldigte oder Beschuldigter in einem 
gerichtlichen Verfahren, in Wahrnehmung berechtigter Interessen oder für die Erstattung von 
Gutachten darf die Genehmigung nur unter den in § 37 Abs. 4 und 5 BeamtStG genannten 
Voraussetzungen versagt werden. 

5. Herausgabepflicht 
Nach § 37 Abs. 6 BeamtStG haben Beamtinnen und Beamte, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, auf Verlangen des Dienstherrn oder des letzten Dienstherrn amtliche 
Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche 
Vorgänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung 
trifft ihre Hinterbliebenen und Erben. Ergänzend dazu regelt § 46 Abs. 3 LBG die Verpflichtung der 
Beamtin oder des Beamten, auf Bild-, Ton- oder Datenträgern gespeicherte Aufzeichnungen, die 
körperlich nicht herausgegeben werden können oder bei denen eine Herausgabe nicht zumutbar ist, 
an den Dienstherrn zu übermitteln und zu löschen sowie die Pflicht zur Auskunftserteilung über die zu 
löschenden Aufzeichnungen. 

6. Rechtsfolgen bei einem Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht 
Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht stellt eine Dienstpflichtverletzung dar, welche 
entsprechend zu ahnden ist. Darüber hinaus kann die Verletzung der Schweigepflicht nach 
§§ 203, 206 Abs. 4, 353 b, 353 d und 355 
StGB mit Freiheits- oder Geldstrafe bestraft werden. Die Verletzung des Dienstgeheimnisses nach § 
353 b StGB wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird nach § 353 b Abs. 4 StGB von 
der zuständigen obersten Landesbehörde erteilt. 

II. Rechtslage bei Beschäftigten 
Abschnitt I Nummern 1 bis 5 gelten für Beschäftigte sinngemäß. Die Pflicht der Beschäftigten zur 
Verschwiegenheit ergibt sich aus § 3 Abs. 2 TV- L; sie besteht sowohl für die Dauer des 
Beschäftigungsverhältnisses als auch über die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses hinaus. 
Bei einem Verstoß gegen diese Pflicht haben Beschäftigte mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen, in 
schweren Fällen mit ihrer Kündigung zu rechnen, außerdem mit den unter Abschnitt I Nummer 6 
genannten strafrechtlichen Folgen. Dabei sind bei der Anwendung der §§ 203, 353 b und 355 StGB 
die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten den Amtsträgern gleichgestellt. Das trifft auch 
auf die Beschäftigten zu, die nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 
547), geändert durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942), auf die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten förmlich verpflichtet werden. 

III. Belehrungen und Hinweise 
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Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auf ihre Verschwiegenheitspflicht durch Bekanntgabe 
dieses Erlasses hinzuweisen. Der Hinweis ist in regelmäßigen Zeitabständen zu wiederholen und 
kann auch elektronisch, z.B. durch Bekanntgabe im verwaltungsinternen Intranet, erfolgen. 
Bei der Belehrung über die Amtsverschwiegenheit aus Anlass der Vereidigung der Beamtinnen und 
Beamten nach § 38 BeamtStG i.V.m. § 47 LBG oder der förmlichen Verpflichtung der Beschäftigten 
nach dem Verpflichtungsgesetz ist ein Abdruck des anliegenden Merkblatts auszuhändigen. Auf den 
gemeinsamen Runderlass des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur, des 
Innenministeriums, des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft, des 
Finanzministeriums, des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr und des Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz über die Bestimmung der zuständigen Stellen für die 
Verpflichtung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 6. 
Dezember 2004 (Amtsbl. Schl.-H. S. 1135), wird hingewiesen. 

IV. Schlussbestimmungen 
Dieser Erlass tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für Schleswig-Holstein in Kraft. 
Der Runderlass des Innenministers vom 2. Februar 1979 (Amtsbl. Schl.-H. S. 69)*), geändert durch 
Erlass vom 21. März 1980 (Amtsbl. Schl.-H. S. 256), zuletzt befristet mit Erlass vom 13. Oktober 2008 
(Amtsbl. Schl.-H. S. 915), wird gleichzeitig aufgehoben. 
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Merkblatt über die Verschwiegenheitspflicht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

öffentlichen Dienstes 

1  Was unterliegt der Verschwiegenheitspflicht? 
Grundsätzlich alle Angelegenheiten, von denen die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im Dienst oder 
aus Anlass des Dienstes erfährt. 
 
2  Gegenüber wem besteht die Verschwiegenheitspflicht? 
Die Amtsverschwiegenheit besteht sowohl gegenüber Außenstehenden als auch gegenüber 
Verwaltungsangehörigen. 
 
3  Gibt es Ausnahmen? 
Ja, die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht für 
a. den erforderlichen innerdienstlichen Informationsfluss. 
b. offenkundige Tatsachen, also Angelegenheiten, die allgemein bekannt oder aus öffentlich 

zugänglichen Quellen leicht zu ermitteln sind. 
c. unbedeutende Angelegenheiten, die keiner Geheimhaltung bedürfen (im Zweifel entscheidet die 

oder der Dienstvorgesetzte über die Bedeutungslosigkeit). 
Nicht unter die Verschwiegenheitspflicht fällt außerdem die Mitteilung eines durch Tatsachen 
begründeten Verdachts einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 StGB gegenüber der 
zuständigen obersten Dienstbehörde, einer Strafverfolgungsbehörde oder der Kontaktstelle zur 
Bekämpfung der Korruption in Schleswig-Holstein. 
 
4  Wo ist die Verschwiegenheitspflicht geregelt? 
Für Beamtinnen und Beamte ist die Verschwiegenheitspflicht in § 37 des Beamtenstatusgesetzes 
geregelt, ergänzende Verfahrensbestimmungen sind in § 46 des Landesbeamtengesetzes enthalten. 
Für die Beschäftigten ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht aus § 3 Abs. 2 des Manteltarifvertrages 
der Länder (TV-L). Im Interesse einer gleichmäßigen Anwendung des Grundsatzes der 
Amtsverschwiegenheit in der Verwaltung sind die für die Beamtinnen und Beamten geltenden 
Regelungen auf die Beschäftigten sinngemäß anzuwenden. 

 

5  Schränken Informationswünsche der Bürgerinnen und Bürger die Amtsverschwiegenheit ein? 
Im Grundsatz nein. Es gibt jedoch besondere Regelungen über Informationsansprüche der 
Bürgerinnen und Bürger, z.B. nach dem Informationsfreiheitsgesetz oder dem 
Umweltinformationsgesetz für das Land Schleswig-Holstein. Darin ist geregelt, unter welchen 
Voraussetzungen die Herausgabe von Informationen zu gewähren oder abzulehnen ist. 
 
6  Welche Konsequenzen hat ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht? 
Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht stellt bei Beamtinnen und Beamten eine 
Dienstpflichtverletzung, bei Beschäftigten eine Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten dar. Neben 
disziplinar- bzw. arbeitsrechtlichen Konsequenzen kann die Verletzung der Schweigepflicht auch zu 
einer Bestrafung nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches führen. 
 
7  Wer hilft bei Fragen weiter? 
Bei Fragen oder Unklarheiten zur Verschwiegenheitspflicht wenden Sie sich bitte an Ihre 
Vorgesetzten oder die für Sie zuständige Personaldienststelle. 
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            Anlage 3 
 

Auszug aus der Abgabenordnung (AO) 
 
§ 30 Steuergeheimnis 
(1) Amtsträger haben das Steuergeheimnis zu wahren. 
(2) Ein Amtsträger verletzt das Steuergeheimnis, wenn er  
1. Verhältnisse eines anderen, die ihm  
a) in einem Verwaltungsverfahren, einem Rechnungsprüfungsverfahren oder einem gerichtlichen 
Verfahren in Steuersachen, 
 
b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder einem Bußgeldverfahren wegen einer 
Steuerordnungswidrigkeit, 
 
c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich 
vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die bei der 
Besteuerung getroffenen Feststellungen 
bekannt geworden sind, oder 
 
2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in einem der in Nummer 1 genannten 
Verfahren bekannt geworden ist, 
unbefugt offenbart oder verwertet oder  
 
3. nach Nummer 1 oder Nummer 2 geschützte Daten im automatisierten Verfahren unbefugt abruft, 
wenn sie für eines der in Nummer 1 genannten Verfahren in einer Datei gespeichert sind. 
 
(3) Den Amtsträgern stehen gleich  
1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 des Strafgesetzbuchs), 
 
1a. die in § 193 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes genannten Personen, 
 
2. amtlich zugezogene Sachverständige, 
 
3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind. 
 
(4) Die Offenbarung der nach Absatz 2 erlangten Kenntnisse ist zulässig, soweit  
1. sie der Durchführung eines Verfahrens im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 Buchstaben a und b dient, 
 
2. sie durch Gesetz ausdrücklich zugelassen ist, 
 
3. der Betroffene zustimmt, 
 
4. sie der Durchführung eines Strafverfahrens wegen einer Tat dient, die keine Steuerstraftat ist, und 
die Kenntnisse  
a) in einem Verfahren wegen einer Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit erlangt worden sind; 
dies gilt jedoch nicht für solche Tatsachen, die der Steuerpflichtige in Unkenntnis der Einleitung des 
Strafverfahrens oder des Bußgeldverfahrens offenbart hat oder die bereits vor Einleitung des 
Strafverfahrens oder des Bußgeldverfahrens im Besteuerungsverfahren bekannt geworden sind, oder 
 
b) ohne Bestehen einer steuerlichen Verpflichtung oder unter Verzicht auf ein 
Auskunftsverweigerungsrecht erlangt worden sind, 
 
5. für sie ein zwingendes öffentliches Interesse besteht; ein zwingendes öffentliches Interesse ist 
namentlich gegeben, wenn  
 
a) Verbrechen und vorsätzliche schwere Vergehen gegen Leib und Leben oder gegen den Staat und 
seine Einrichtungen verfolgt werden oder verfolgt werden sollen, 
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b) Wirtschaftsstraftaten verfolgt werden oder verfolgt werden sollen, die nach ihrer Begehungsweise 
oder wegen des Umfangs des durch sie verursachten Schadens geeignet sind, die wirtschaftliche 
Ordnung erheblich zu stören oder das Vertrauen der Allgemeinheit auf die Redlichkeit des 
geschäftlichen Verkehrs oder auf die ordnungsgemäße Arbeit der Behörden und der öffentlichen 
Einrichtungen erheblich zu erschüttern, oder 
 
c) die Offenbarung erforderlich ist zur Richtigstellung in der Öffentlichkeit verbreiteter unwahrer 
Tatsachen, die geeignet sind, das Vertrauen in die Verwaltung erheblich zu erschüttern; die 
Entscheidung trifft die zuständige oberste Finanzbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen; vor der Richtigstellung soll der Steuerpflichtige gehört werden. 
 
(5) Vorsätzlich falsche Angaben des Betroffenen dürfen den Strafverfolgungsbehörden gegenüber 
offenbart werden. 
(6) Der automatisierte Abruf von Daten, die für eines der in Absatz 2 Nr. 1 genannten Verfahren in 
einer Datei gespeichert sind, ist nur zulässig, soweit er der Durchführung eines Verfahrens im Sinne 
des Absatzes 2 Nr. 1 Buchstaben a und b oder der zulässigen Weitergabe von Daten dient. 2Zur 
Wahrung des Steuergeheimnisses kann das Bundesministerium der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, welche technischen und 
organisatorischen Maßnahmen gegen den unbefugten Abruf von Daten zu treffen sind. 
3Insbesondere kann es nähere Regelungen treffen über die Art der Daten, deren Abruf zulässig ist, 
sowie über den Kreis der Amtsträger, die zum Abruf solcher Daten berechtigt sind. 4Die 
Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, sowie sie Einfuhr- und 
Ausfuhrabgaben und Verbrauchsteuern, mit Ausnahme der Biersteuer, betreffen. 
 



Seite 13 von 28 

            Anlage 4 
 

Auszug aus dem SGB I 
 

§ 35 
Sozialgeheimnis 

 
(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 SGB X) von den 

Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die 
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des 
Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an 
diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen 
Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich 
sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch gegen 
die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer 
Verbände, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, 
gemeinsame Servicestellen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post 
AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die 
Behörden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben nach § 304 SGB III, nach § 107 Abs. 1 SGB 
IV und § 66 SGB X durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie  die 
anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), 
soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen, das Bundesamt für Güterverkehr, 
sowie es Aufgaben nach § 107 Abs. 1 Satz 2 des SGB IV durchführt, und die Stellen die 
Aufgaben nach § 67c Abs. 3 SGB X wahrnehmen. Die Beschäftigten haben auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.  

(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraussetzungen 
des Zweiten Kapitels des SGB X zulässig. 

(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht 
und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht automatisierten 
Dateien und automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten Sozialdaten. 

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 
(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des SGB X verarbeitet 

oder genutzt werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn 
schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht 
beeinträchtigt werden können. 

 
Auszug aus dem SGB X  *) 

Titel der §§ 67 bis 78 
 

§ 67 Begriffsbestimmungen 
§ 67a Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung 
§ 67b Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung 
§ 67c Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 
§ 67d Übermittlungsgrundsätze 
§ 67e Erhebung und Übermittlung zur Bekämpfung von Leistungsmissbrauch und illegaler 

Ausländerbeschäftigung 
§ 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften und Gerichte, der 

Behörden der Gefahrenabwehr oder zur Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche 
§ 69 Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben 
§ 70 Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschutzes 
§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse 
§ 72 Übermittlung für den Schutz der inneren und äußeren Sicherheit 
§ 73 Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfahrens 
§ 74 Übermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht und beim Versorgungsausgleich 
§ 75 Übermittlung von Sozialdaten für die Forschung und Planung 
§ 76 Einschränkung der Übermittlungsbefugnis bei besonders schutzwürdigen Sozialdaten 
§ 77 Übermittlung ins Ausland und an über- oder zwischenstaatliche Stellen 
§ 78 Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Dritten, an den Daten übermittelt werden. 
 
*) veröffentlicht im Intranet unter "Personal"  
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            Anlage 5 
 

Auszug aus dem Telekommunikationsgesetz 
Vom 22. Juni 2004 

 
Teil 7 

Fernmeldegeheimnis, 
Datenschutz, Öffentliche Sicherheit 

A b s c h n i t t 1 
F e r nme l d e g e h e imn i s 

 
§ 88 Fernmeldegeheimnis 
(1) Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der Telekommunikation und ihre näheren 
Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikationsvorgang 
Telekommunikationsvorgang beteiligt ist oder war. Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf 
die näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche.  
 
(2) Zur Wahrung des Fernmeldegeheimnisses ist jeder Diensteanbieter verpflichtet. Die Pflicht zur 
Geheimhaltung besteht auch nach dem Ende der Tätigkeit fort, durch die sie begründet worden ist. 
 
(3) Den nach Absatz 2 Verpflichteten ist es untersagt, sich oder anderen über das für die 
geschäftsmäßige Erbringung der Telekommunikationsdienste einschließlich des Schutzes ihrer 
technischen Systeme erforderliche Maß hinaus Kenntnis vom Inhalt oder den näheren Umständen 
der Telekommunikation zu verschaffen. Sie dürfen Kenntnisse über Tatsachen, die dem 
Fernmeldegeheimnis unterliegen, nur für den in Satz 1 genannten Zweck verwenden. Eine 
Verwendung dieser Kenntnisse für andere Zwecke, insbesondere die Weitergabe an andere, ist nur 
zulässig, soweit dieses Gesetz oder eine andere gesetzliche Vorschrift dies vorsieht und sich dabei 
ausdrücklich auf Telekommunikationsvorgänge bezieht. Die Anzeigepflicht nach § 138 des 
Strafgesetzbuches hat Vorrang.  
 
(4) Befindet sich die Telekommunikationsanlage an Bord eines Fahrzeugs für Seefahrt oder Luftfahrt, 
so besteht die Pflicht zur Wahrung des Geheimnisses nicht gegenüber der Person, die das Fahrzeug 
führt oder gegenüber ihrer Stellvertretung. 
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            Anlage 6 
 
 
Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken durch die Beschäftigten des Landes 

Schleswig-Holstein 
 
Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken durch die Beschäftigten des Landes 
Schleswig-Holstein (Gl.-Nr.: 2036.27) Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 1999 S. 400 
 
Runderlass des Innenministeriums vom 13. Juli 1999 - IV 222 - 0312.20 - 
 
Änderungen und Ergänzungen: 
1. geändert (Bek. v. 21.9.2005, Amtsbl. S. 869) [eingearbeitet] 
2. geändert (Bek. v. 25.10.2006, Amtsbl. S. 1462) [eingearbeitet] 
 
Landesbehörden, 
Gemeinden, Kreise und Ämter sowie 
die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften,  
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 
Aufgrund § 86 in Verbindung mit § 250 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Dezember 1996 (GVOBl. 1997 S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
Juli 1999 (GVOBl. S.), werden für Beamtinnen und Beamte des Landes Schleswig-Holstein die 
folgende Hinweise erlassen. Nach Abschnitt IV gelten diese für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie Auszubildende entsprechend. 
 
Den Gemeinden, Kreisen und Ämtern sowie den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird empfohlen, den Erlaß 
entsprechend anzuwenden. 
 
I. Rechtslage bei Beamtinnen und Beamten 
Beamtinnen und Beamte müssen jeden Anschein vermeiden, im Rahmen ihrer Amtsführung für 
persönliche Vorteile empfänglich zu sein. Nach § 86 LBG dürfen Beamtinnen und Beamte, auch nach 
Beendigung des Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen und Geschenke in Bezug auf ihr Amt 
annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der zuständigen Behörde. 
 
Ein schuldhafter Verstoß gegen diese Vorschrift stellt bei Beamtinnen und Beamten ein 
Dienstvergehen dar (§ 93 Abs. 1 LBG). Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder 
früheren Beamtinnen und Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es nach § 93 Abs. 2 Nr. 3 LBG als 
Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen und 
Geschenken in bezug auf ihr früheres Amt verstoßen. 
 
II. Rechtsfolgen 
1. Freiheits- bzw. Geldstrafe 
Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, erfüllt den Tatbestand der Vorteilsannahme, die 
nach § 331 StGB mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft wird. 
 
Enthält die Handlung, für die die Beamtin oder der Beamte einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, zusätzlich eine Verletzung ihrer oder seiner 
Dienstpflichten, ist der Tatbestand der Bestechlichkeit gegeben, für die § 332 StGB eine 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren androht; bereits der Versuch ist strafbar. 
 
Die strafrechtlichen Vorschriften sind im Anhang abgedruckt. 
 
 
2. Weitere Rechtsfolgen 
Neben der Verhängung einer Freiheits- oder Geldstrafe sind weitere Rechtsfolgen gesetzlich 
vorgesehen: 
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Wird eine Beamtin oder ein Beamter wegen Vorteilsannahme oder Bestechlichkeit zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt, endet das Beamtenverhältnis kraft Gesetzes mit 
der Rechtskraft des Urteils (§ 60 LBG). Ist die Beamtin oder der Beamte nach Begehung der Tat in 
den Ruhestand getreten, verliert sie oder er mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre oder seine 
Rechte als Ruhestandsbeamtin oder als Ruhestandsbeamter (§ 59 BeamtVG). 
 
Unabhängig von der Durchführung eines Strafverfahrens wird in der Regel ein Disziplinarverfahren 
eingeleitet. Auch bei der Einstellung eines Strafverfahrens oder Verhängung einer geringeren Strafe 
als ein Jahr Freiheitsstrafe müssen Beamtinnen und Beamte mit der Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte mit der Aberkennung des 
Ruhegehaltes rechnen. 
 
Nach § 86 Abs. 2 LBG ist die Beamtin oder der Beamte verpflichtet, dem Dienstherrn das 
widerrechtlich Erlangte herauszugeben. Der Herausgabeanspruch erstreckt sich auch auf geldwerte 
Vorteile oder mittelbare Vorteile. Die Vorschriften der §§ 73 ff. StGB zum Verfall  
gelten sinngemäß. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Die vorstehenden Pflichten gelten auch für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
und frühere Beamtinnen und frühere Beamte. Die Ansprüche des Dienstherrn verjähren in drei Jahren 
vom Abschluss des Strafverfahrens oder des Disziplinarverfahrens an, im Übrigen in drei Jahren von 
dem Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr von der Vorteilserlangung der Beamtin oder des Beamten 
Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der 
Handlung an. Wird jedoch im Strafverfahren der Verfall angeordnet, entfällt der beamtenrechtliche 
Herausgabeanspruch des Dienstherrn. 
 
Darüber hinaus haftet die Beamtin oder der Beamte für den durch ihre oder seine rechtswidrige und 
vorsätzliche oder grob fahrlässige Tat entstandenen Schaden (§ 94 LBG). 
 
III. Erläuterungen 
Zur Erläuterung wird auf folgendes hingewiesen: 
1. "Belohnungen" und "Geschenke" im Sinn des § 86 LBG sind alle Zuwendungen, auf die die 
Beamtin oder der Beamte keinen Rechtsanspruch hat und die sie oder ihn materiell oder auch 
immateriell objektiv besser stellen (Vorteil). 
 
Ein Vorteil besteht auch darin, wenn zwar die Beamtin oder der Beamte eine Leistung erbracht hat, 
diese aber in keinem angemessenen Verhältnis zur gewährten Gegenleistung steht. 
 
Ein derartiger Vorteil kann beispielsweise liegen in 
• der Zahlung von Geld, 
• der Überlassung von Gutscheinen (z. B. Telefon- oder Eintrittskarten) oder von Gegenständen (z. B. 
Fahrzeuge, Baumaschinen) zum privaten Gebrauch oder Verbrauch, 
• besonderen Vergünstigungen bei Privatgeschäften (z. B. zinslose oder zinsgünstige Darlehen, 
Berechtigungsscheine, Behördenrabatte), 
• der Zahlung unverhältnismäßiger Vergütungen für - auch genehmigte - private Nebentätigkeiten (z. 
B. Vorträge, Gutachten), 
• der Überlassung von Fahrkarten oder Flugtickets, der Mitnahme auf Reisen, Bewirtungen, 
• der kostenlosen oder verbilligten Teilnahme an Veranstaltungen, z.B. kultureller oder sportlicher Art, 
Regattabegleitfahrten, Messen (z.B. CeBit) usw., 
• der Gewährung von Unterkunft, 
• erbrechtlichen Begünstigungen, z. B. Bedenken mit einem Vermächtnis oder Einsetzung als Erbin 
oder Erbe, 
• sonstigen Zuwendungen jeder Art. 
 
Es kommt nicht darauf an, ob der Vorteil von der zuwendenden Person unmittelbar oder in ihrem 
Auftrag von Dritten gewährt wird. 
 
Für die Anwendbarkeit des § 86LBG ist es auch ohne Bedeutung, ob der Vorteil der Beamtin oder 
dem Beamten unmittelbar oder - z. B. Zuwendungen an Angehörige - nur mittelbar zugute kommt. Die 
Weitergabe von Vorteilen an Dritte, z. B. Verwandte, Bekannte, andere Beschäftigte oder soziale 
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Einrichtungen "rechtfertigt" nicht deren Annahme; auch in diesen Fällen ist die Zustimmung der 
zuständigen Behörde erforderlich. 
 
2. "In Bezug auf das Amt" im Sinn des § 86 LBG ist ein Vorteil immer dann gewährt, wenn die 
zuwendende Person sich davon leiten läßt, daß die Beamtin oder der Beamte ein bestimmtes Amt 
bekleidet oder bekleidet hat. Ein Bezug zu einer bestimmten Amtshandlung ist nicht erforderlich. Zum 
"Amt" in diesem Sinne gehören neben dem Hauptamt auch jedes Nebenamt und jede sonstige auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der obersten Dienstbehörde ausgeübte Nebentätigkeit. In 
Bezug auf das Amt gewährt kann auch eine Zuwendung sein, die die Beamtin oder der Beamte durch 
eine im Zusammenhang mit ihren oder seinen dienstlichen Aufgaben stehende sonstige 
Nebentätigkeit erhält. 
 
Vorteile, die ausschließlich mit Rücksicht auf Beziehungen innerhalb der privaten Sphäre der Beamtin 
oder des Beamten gewährt werden, sind nicht "in Bezug auf das Amt" gewährt. Derartige 
Beziehungen dürfen aber nicht mit Erwartungen in Bezug auf die dienstliche Tätigkeit der Beamtin 
oder des Beamten verknüpft sein. Erkennt die Beamtin oder der Beamte, daß an den persönlichen 
Umgang derartige Erwartungen geknüpft werden, darf sie oder er weitere Vorteile nicht mehr 
annehmen. Die unter Abschnitt III Nummer 3 dieser Verwaltungsvorschrift dargestellte Verpflichtung, 
die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten von versuchten Einflußnahmen auf die 
Amtsführung zu unterrichten, gilt auch hier. 
 
3. Die Beamtin oder der Beamte darf eine nach § 86 LBG zustimmungsbedürftige Zuwendung erst 
annehmen, wenn die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt, es sei denn, daß diese nach 
Abschnitt III Nummer 5 als stillschweigend erteilt anzusehen ist. Die Zustimmung ist schriftlich zu 
beantragen. Die Beamtin oder der Beamte hat die für die Entscheidung maßgeblichen Umstände 
vollständig mitzuteilen. 
 
Kann die Zustimmung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, darf die Beamtin oder der Beamte die 
Zuwendung ausnahmsweise vorläufig annehmen, muß aber um die Genehmigung unverzüglich 
nachsuchen. Hat die Beamtin oder der Beamte Zweifel, ob die Annahme eines Vorteils unter § 86 
LBG fällt oder stillschweigend genehmigt ist, hat sie oder er die Genehmigung zu beantragen. 
Darüber hinaus ist sie oder er verpflichtet, über jeden Versuch, ihre oder seine Amtsführung durch 
das Angebot von Geschenken oder Belohnungen zu beeinflussen, die Dienstvorgesetzte oder den 
Dienstvorgesetzten zu unterrichten. 
 
4. Die Zustimmung zur Annahme eines Vorteils darf nur erteilt werden, wenn nach der Lage des 
Falles nicht zu besorgen ist, daß die Annahme die objektive Amtsführung der Beamtin oder des 
Beamten beeinträchtigt oder bei dritten Personen, die von der Zuwendung Kenntnis erlangen, den 
Eindruck ihrer oder seiner Befangenheit entstehen lassen könnte. Die Zustimmung darf nicht erteilt 
werden, wenn mit der Zuwendung von seiten der zuwendenden Person erkennbar eine Beeinflussung 
des amtlichen Handelns beabsichtigt ist oder in dieser Hinsicht Zweifel bestehen. Die Zustimmung 
kann mit der Auflage erteilt werden, die Zuwendung an eine soziale Einrichtung, an den Dienstherrn 
oder eine sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts weiterzugeben; in der 
Regel wird es zweckmäßig sein, die zuwendende Person von der Weitergabe der Zuwendung zu 
unterrichten. 
 
Die Zustimmung ist schriftlich zu erteilen. 
 
Die Zustimmung der zuständigen Behörde zur Annahme eines Vorteils schließt jedoch die 
Strafbarkeit nicht aus, wenn der Vorteil von der Beamtin oder von dem Beamten gefordert worden ist 
oder eine Gegenleistung für eine vergangene oder künftige pflichtwidrige Amtshandlung darstellt. 
 
5. Für die Annahme von nach allgemeiner Auffassung nicht zu beanstandenden geringwertigen 
Aufmerksamkeiten (z. B. Massenwerbeartikel wie Kugelschreiber, Kalender, Schreibblocks) sowie 
von üblichen und angemessenen Geschenken aus dem Kollegenkreis der Beamtin oder des Beamten 
(z. B. aus Anlaß eines Geburtstages oder Dienstjubiläums) kann die Zustimmung allgemein als 
stillschweigend erteilt angesehen werden. 
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Das gleiche gilt für übliche und angemessene Bewirtung auf allgemeinen Veranstaltungen, an denen 
die Beamtin oder der Beamte im Rahmen ihres oder seines Amtes, in dienstlichem Auftrag oder mit 
Rücksicht auf die ihr oder ihm durch ihr oder sein Amt auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen 
teilnimmt, z. B. Einführung und Verabschiedung von Amtspersonen, offizielle Empfänge, 
gesellschaftliche Veranstaltungen, die der Pflege dienstlicher Interessen dienen, Jubiläen, 
Grundsteinlegungen, Richtfeste, Einweihungen, Eröffnungen von Ausstellungen, 
Betriebsbesichtigungen sowie Sitzungen von Organen wirtschaftlicher Unternehmungen, an denen 
die öffentliche Hand beteiligt ist. 
 
Die gesellschaftliche Vertretung einer Behörde beschränkt sich auf die Behördenleitung und die von 
ihr beauftragten Beschäftigten. 
 
Die Zustimmung zur Teilnahme an Bewirtungen aus Anlaß oder bei Gelegenheit dienstlicher 
Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen oder dergleichen kann als stillschweigend erteilt 
angesehen werden, wenn diese üblich und angemessen sind oder ihren Grund in den Regeln des 
Umgangs und der Höflichkeit haben, denen sich auch eine Beamtin oder ein Beamter nicht entziehen 
kann, ohne gegen gesellschaftliche Formen zu verstoßen. Entsprechendes gilt auch für die Annahme 
von Vorteilen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes erleichtern oder beschleunigen (z. B. die 
Abholung einer Beamtin oder eines Beamten mit einem Kraftfahrzeug vom Bahnhof). 
 
Eine stillschweigende Zustimmung entbindet nicht von der Verpflichtung, erhaltene Vorteile bei der 
Abrechnung von Reisekosten anzugeben. 
 
IV. Rechtslage bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Auszubildenden 
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes dürfen Belohnungen und 
Geschenke in Bezug auf ihre dienstlichen Tätigkeiten nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
annehmen; sie haben entsprechende Angebote unverzüglich und unaufgefordert dem Arbeitgeber 
mitzuteilen (vergleiche § 3 Abs. 2 TVöD, § 3 Abs. 3 TV-L). Die Missachtung der sich aus den 
Tarifvorschriften ergebenden Verpflichtungen stellt eine Arbeitspflichtverletzung dar, die je nach den 
Umständen des Einzelfalles eine ordentliche oder außerordentliche (fristlose) Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses rechtfertigen kann. 
 
Soweit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes zu Dienstverrichtungen 
bestellt sind, die der Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Verwaltung dienen, sind sie 
Beamtinnen und Beamten im Sinn des Strafrechts gleichgestellt. Sie werden daher, wenn sie für 
dienstliche Handlungen Vorteile annehmen, fordern oder sich versprechen lassen, ebenso wie 
Beamtinnen und Beamte nach den §§ 331 und 332 StGB bestraft. Den Beamtinnen und Beamten 
strafrechtlich gleichgestellt sind ferner Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende, 
die nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes diesen Personen gleichgestellt sind. 
 
Die Ausführungen unter Abschnitt II Nummer 2 zum Verfall und zur Haftung gelten auch für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende. 
 
Bei der Handhabung der tarifvertraglichen Bestimmungen sind die unter Abschnitt III dargestellten 
Grundsätze sinngemäß anzuwenden. 
 
Das Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken ohne Zustimmung des Arbeitgebers 
erstreckt sich allerdings nicht auf die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses, es sei denn, 
dass die Zuwendungen noch während des Arbeitsverhältnisses in Aussicht gestellt worden sind. 
 
V. Aufgaben der Dienstvorgesetzten 
Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die in Ausbildung 
stehenden Personen sind bei ihrem Eintritt in den Landesdienst auf das Verbot der Annahme von 
Belohnungen und Geschenken nach § 86 LBG oder den entsprechenden tarifvertraglichen 
Vorschriften sowie auf die sich aus einem Verstoß gegen die Vorschriften ergebenden Folgen und die 
einschlägigen Strafbestimmungen schriftlich hinzuweisen. Der Hinweis ist in regelmäßigen Abständen 
von höchstens zwei Jahren zu wiederholen. 
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Die Dienstvorgesetzten haben etwaigen Verstößen gegen § 86 LBG und die §§ 331, 332, 335, 336 
StGB nach Möglichkeit durch geeignete organisatorische und personalwirtschaftliche Maßnahmen 
vorzubeugen (z. B. Personalrotation, "Vieraugenprinzip", unangekündigte Kontrollen). Bei der 
Besetzung von Stellen im Beschaffungswesen sowie von Dienstposten, auf denen Beschäftigte der 
Gefahr einer unlauteren Beeinflussung durch Dritte besonders ausgesetzt sind, ist die Auswahl mit 
besonderer Sorgfalt zu treffen. 
 
Bei Verletzung ihrer Pflichten können sich Dienstvorgesetzte eines Dienstvergehens schuldig und 
nach § 357 StGB strafbar machen. 
 
VI. Ergänzende Anordnungen 
Die obersten Dienstbehörden können im Benehmen mit dem Innenministerium ergänzende 
Anordnungen treffen, insbesondere um speziellen Gegebenheiten in ihren Bereichen oder einzelnen 
Verwaltungszweigen gerecht zu werden. Dies gilt z.B. auch für die Festlegung eines Geldbetrages als 
Obergrenze für geringwertige Aufmerksamkeiten nach Abschnitt III Nummer 5. Bereits bestehende 
Anordnungen sind, soweit sie mit dieser Bekanntmachung in  Widerspruch stehen, entsprechend zu 
ändern. 
 
Den Beschäftigten in bestimmten Aufgabenbereichen kann für bestimmte Zeiträume aufgegeben 
werden, Zuwendungen nach Abschnitt III Nummer 5 unverzüglich anzuzeigen. 
 
VII. Schlußbestimmungen 
Der Runderlass des Innenministers vom 30. April 1962 (Amtsbl. Schl.-H. S. 219), geändert durch 
Runderlass des Innenministers vom 10. Mai 1977 (Amtsbl. Schl.-H. S. 453), wird hiermit aufgehoben. 
Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft. 
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Merkblatt über das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen 

Vorteilen durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes Schleswig-Holstein 

1. Was besagt das Annahmeverbot? 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes dürfen grundsätzlich keine Belohnungen, 
Geschenke oder sonstige Vorteile in Bezug auf ihr Amt bzw. ihre Tätigkeit annehmen. Sie dürfen 
derartige Leistungen auch nicht fordern oder sich versprechen lassen. Dabei spielt es keine Rolle, ob 
diese Leistungen für sie selbst oder für andere, z.B. Familienangehörige, bestimmt sind. 
 
2. Warum ein Annahmeverbot? 
Eine am Wohl aller Bürgerinnen und Bürger ausgerichtete öffentliche Verwaltung setzt voraus, dass 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes ihren Dienst selbstlos und 
uneigennützig ausüben. Die Regelungen über das Annahmeverbot sollen dazu beitragen, eine 
uneigennützige und unbestechliche Diensterfüllung zu gewährleisten und das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in eine sachgerecht arbeitende Verwaltung und die Funktionsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes zu erhalten. 
 
3. Wo ist das Annahmeverbot geregelt? 
Für Beamtinnen und Beamte ist das Annahmeverbot in § 42 des Beamtenstatusgesetzes geregelt, 
ergänzende Verfahrensbestimmungen in § 49 des Landesbeamtengesetzes. Für die Beschäftigten 
ergibt sich das Annahmeverbot aus den Tarifverträgen für den öffentlichen Dienst (Länder: § 3 Abs. 3 
TV-L; kommunale Arbeitgeber: § 3 Abs. 2 TVöD). Bei Auszubildenden folgt das Verbot aus den 
allgemeinen vertraglichen Pflichten aus § 611 BGB. 
 
4. Wo sind ergänzende Regelungen und Hinweise zu finden? 
Im Runderlass des Finanzministeriums über das Verbot der Annahme von Belohnungen, 
Geschenken und sonstigen Vorteilen durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes 
Schleswig-Holstein vom 6. April 2010 (Amtsbl. Schl.-H. S. 363) und in der vom Innenministerium 
erlassenen Richtlinie „Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung in der Landesverwaltung 
Schleswig-Holstein" (Korruptionsrichtlinie Schl.-H.) vom 16. April 2008 (Amtsbl. Schl.-H. S. 414) 
einschließlich der Anhänge. 
 
5. Gibt es Ausnahmen vom Annahmeverbot? 
Ja. Mit Zustimmung des Arbeitgebers bzw. Dienstherrn ist die Annahme ausnahmsweise zulässig. 
Die Zustimmung kann generell, z.B. in Form von sogenannten Genehmigungslisten der jeweiligen 
Behörden, oder im Einzelfall erteilt werden. Einzelheiten hierzu sind den unter Nummer 4 genannten 
Regelungen und Hinweisen zu entnehmen. Aus diesen wird deutlich, dass Ausnahmen grundsätzlich 
sehr restriktiv erteilt werden. Das dient dem Ziel, jeden Anschein der Beeinflussung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der öffentlichen Verwaltung zu vermeiden. 
 
6. Welche Konsequenzen hat ein Verstoß gegen das Annahmeverbot? 
Neben einer strafrechtlichen Ahndung wie z.B. einer Verurteilung wegen Vorteilsannahme oder 
Bestechlichkeit hat ein derartiger Verstoß dienst- oder arbeitsrechtliche Folgen, die bis zur Entfernung 
aus dem Beamtenverhältnis oder einer außerordentlichen Kündigung reichen können. Bei 
Beamtinnen und Beamten führt eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
(bei Bestechlichkeit von sechs Monaten) automatisch zum Verlust der Beamtenrechte. 
 
7. Wer hilft bei Fragen weiter? 
Bei Fragen oder Unklarheiten zum Annahmeverbot wenden Sie sich bitte an die für Sie zuständigen 
Stellen (z.B. Personalreferat, -stelle, Ansprechstelle Korruption). 
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           Anlage 7  
§ 3 

Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
(1) 1Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung Ist gewissenhaft und ordnungsgemäss 

auszuführen. 2Die Beschäftigten müssen sich durch Ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen 

 
(2) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche 

Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; 
dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. 

 
(3) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige 

Vergünstigungen mit Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden den Beschäftigten derartige Vergünstigungen 
angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzeigen.  

 
(4)  1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher 

schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen 
versehen, wenn diese geeignet Ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der 
Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers. beeinträchtigen. 3Für 
Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht nach den Bestimmungen, 
die beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht werden. 

 
(5) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Beschäftigte zu verpflichten, 

durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung der arbeitsvertraglich 
geschuldeten Tätigkeit in der Lage sind. 2Bei dem beauftragten Arzt kann es ich um einen 
Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf ein anderen Arzt geeinigt haben. 
3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber. 

 
(6) 1Die Beschäftigten haben in Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können 

das Recht auf Einsieht auch durch einem hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n ausüben lassen. 
3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 4Die Beschäftigten 
müssen über Beschwerden und Behauptungen tatsächliche Art, die für sie ungünstig sind oder 
ihnen nachteilig werden können vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 5lhre 
Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen. 

 
(7) Für die Schadenshaftung er Beschäftigten finden die Bestimmungen, die für die -Beamten des 

jeweilige Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung. 
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